
Liebe Leserinnen und Leser,

nach einem Sommer mit teils hohen Temperaturen, aber auch län­
geren Regenphasen beginnt für viele nun wieder die Zeit nach dem 
Urlaub. In unserer Landesgeschäftsstelle war von Urlaubsruhe 
 allerdings nichts zu spüren – im Gegenteil:

Die Rechtsschutzabteilung arbeitet auf Hochtouren, denn rechtliche 
Fälle gibt es immer. Die Mitgliederverwaltung hatte durch eine 
 erfreulich hohe Zahl an Neueintritten viel zu tun, und auch in der 
 Finanzabteilung gibt es angesichts eines Haushalts von mehreren Mil­
lionen viel Arbeit. Organisatorisch konnten wir die Personalrats­
wahlen nach einem großartigen Erfolg positiv abschließen. Im Sep­
tember folgt die DPolG­Spätlese, und auch die Vorbereitungen für 
den Blaulicht­Wasen am 7. Oktober laufen bereits auf Hochtouren.

Beurteilungen

Seit dem Beurteilungsstichtag am 1. August erreichen uns zahlrei­
che Anfragen. Viele Mitglieder haben Rechtsfragen gestellt oder 
Anträge auf Gewährung von Rechtsschutz eingereicht. Dabei gilt 
es, bei der rechtlichen Bewertung zu beachten, dass Beurteilungen 
keine Verwaltungsakte darstellen. Zunächst muss in einem Vorver­
fahren die Änderung beantragt werden. Erst der entsprechende Be­
scheid kann dann rechtlich angegangen werden. Fristen für Ände­
rungsanträge gibt es grundsätzlich nicht – diese können bis zum 
Ende des Beurteilungszeitraums gestellt werden. Strategisch und 
taktisch macht es jedoch durchaus Sinn, zunächst abzuwarten. Un­
sere Mitglieder beraten wir hierzu selbstverständlich gerne.

Revierführer-Zulage

Leider hat sich bei diesem Thema nichts geändert. Das Innenminis­
terium ist auf unsere Vorschläge bislang nicht eingegangen. Eine 
geplante Wiedereinführung des Bewährungsaufstiegs in den hö­
heren Dienst für Revierführer und vergleichbare Funktionen soll 
nun offenbar doch nicht umgesetzt werden. Der Finanzminister 
lehnt A 13+Zulage ab, obwohl diese in anderen Verwaltungsberei­
chen des Landes bereits gezahlt wird. Politischer Wille zur Einfüh­
rung einer Fristenregelung (fünf Jahre) ist derzeit nicht erkennbar. 
Die DPolG setzt sich nach wie vor klar für den Bewährungsaufstieg, 
für die Revierführer­Zulage sowie für vergleichbare Beförderungs­
möglichkeiten nach A 13+Zulage, unter anderem auch bei der Kri­
minalpolizei, ein.

Tarifverhandlungen in Sicht

In wenigen Wochen starten die Tarifverhandlungen. Unser Landes­ 
und Bundestarifbeauftragter Edmund Schuler wird erneut in Pots­
dam an den Gesprächen teilnehmen. Bereits im September finden 
die ersten Tagungen zur Forderungsfindung statt, an denen viele 
Bezirkstarifbeauftragte sowie die Leitung der Landestarifvertre­

tung beteiligt sind. Noch vor Weihnachten planen wir die ersten 
Aktionen.

Mitgliederwerbung auf Erfolgskurs

Die Mitgliederwerbung bleibt ein zentraler Schwerpunkt – nicht 
nur zu den Einstellungsterminen an der Hochschule. Auch im Juli 
und August konnten wir zahlreiche Neueintritte außerhalb der 
HfPol verzeichnen. Topleistungen, eine herausragende Mitglieder­
betreuung, ein lückenloses Netz mit Ansprechpartnerinnen und 
Ansprechpartnern im ganzen Land und zusätzlich fast 300 frisch 
gewählte Personalratsmitglieder sind nach wie vor Beweggründe, 
warum wir auch immer mehr Übertritte haben.

Agenda

Ganz oben auf unserer gewerkschaftlichen Agenda stehen derzeit 
die Wahlprogramme für die nächste Landtagswahl. Wir wollen dort 
eine klare innenpolitische Kehrtwende erreichen und nachhaltige 
finanzielle Verbesserungen absichern.

Bleiben Sie uns gewogen, bleiben Sie uns treu – und nehmen Sie 
Kontakt zu uns auf, wann immer Sie Fragen haben oder wir Sie un­
terstützen können.

Ihr/euer Ralf Kusterer
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Ein Jahr Kennzeichnungspflicht
FDP-Landtagsfraktion will es wissen

Im Zusammenhang mit der seit einem Jahr geltenden Kennzeich-
nungspflicht für Einsatzkräfte in den stehenden geschlossenen 
 Einheiten hält die FDP-Landtagsfraktion zahlreiche Fragen für klä-
rungsbedürftig.

Sie möchte dazu wissen, welche Auswirkungen die Kennzeich-
nungspflicht in der Praxis hat. Im Mittelpunkt stehen dabei Zahlen, 
Daten und Fakten:

• Wie hoch ist der Verwaltungsaufwand? Dazu zählt der gesamte 
Prozess von der Vergabe einer Kennziffer bis hin zur statistischen 
Auswertung eingegangener Anfragen. Außerdem interessiert, 
wie viele Stellen beziehungsweise Vollzeitkräfte dafür einge-
setzt werden und in welchem Statusamt diese Beschäftigten 
arbeiten.

• Wie viele Anfragen zur nachträglichen Identifizierung gab es pro 
Quartal?

• Von wem kamen diese (Privatpersonen, Gerichte, Staatsanwalt-
schaften und so weiter)?

• Wie lange dauert die Bearbeitung im Durchschnitt?
• Wie viele Anfragen wurden abgelehnt – und aus welchen Grün-

den?
• Auf wie viele und welche Einsatzanlässe haben sich die Abfragen 

bezogen?
• Welche Gründe führten zu den Anfragen?

• Gab es Fälle, in denen keine eindeutige Zuordnung erfolgen konn-
te?

Die DPolG hat die Kennzeichnungspflicht von Beginn an klar abge-
lehnt – und steht damit in Übereinstimmung mit der CDU/CSU 
Deutschland sowie dem amtierenden Bundesinnenminister, die 
eine solche Regelung ebenfalls zurückweisen. Sie bleibt der Kern 
eines seit Jahren andauernden Konflikts mit Innenminister Strobl 
und den Grünen.

 _

Stets gut informiert: MdL Julia Goll, 
Polizeisprecherin der FDP-Fraktion
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Strukturelle Verbesserungen durch 
freie Mittel im Personalhaushalt
SPD-Fraktion unterstützt DPolG-Forderung

Teilzeit, Pflege- oder Elternzeit sowie Langzeiterkrankungen prägen 
die Personalstruktur der Polizei erheblich. Diese Entwicklungen füh-

ren zu dauerhaft eingeschränk-
ten personellen Ressourcen.

Gleichzeitig entstehen durch 
nicht vollständig besetzte Stel-
len oder freie Stellensplitter re-
gelmäßig haushaltswirksame 
Minderausgaben, die bisher 
nicht transparent nachvollzieh-
bar dargestellt wurden. Darüber 
hinaus spart das Land erheb-
liche Mittel, weil Besoldungs- 
und Gehaltszahlungen, Zulagen 
sowie Gesundheits- und Bei-
hilfekosten nicht vollständig in 
Anspruch genommen werden.

Die DPolG fordert seit Jahren, die-
se Einsparungen gezielt für Ver-
besserungen der Beschäftigten 
einzusetzen – unter anderem für 
Beförderungen.

Die SPD-Landtagsfraktion unterstützt diese Initiative der DPolG: 
Mit einem Antrag soll eine belastbare und differenzierte Daten-
grundlage über die tatsächliche Personalverfügbarkeit in Vollzeit-
äquivalenten (VZÄ) geschaffen werden. Dabei sollen sowohl Beam-
tinnen und Beamte als auch Tarifbeschäftigte berücksichtigt 
werden.

 _

Hat immer die DPolG-Forderungen im 
Blick: MdL Sascha Binder, Generalsekre-
tär und Parlamentarischer Geschäfts-
führer der SPD-Landtagsfraktion
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Rooftop-Party der  
SPD-Landtagsfraktion
Am 1. Juli 2025 fand im Haus der Abgeordneten die traditionelle 

Rooftop-Party der SPD-Landtagsfraktion statt. Zu diesem sommer-

lichen Event erhält – ebenfalls traditionell – neben dem Landesvor-

sitzenden Ralf Kusterer auch die Landesgeschäftsführerin und 

 Justiziarin Sarah Leinert eine persönliche Einladung.

Was viele nicht wissen: Die SPD- und FDP-Fraktionen sind nicht im 

Haus der Abgeordneten in der Konrad-Adenauer-Straße unterge-

bracht, das durch die Bundesstraße vom Landtag getrennt ist. Statt-

dessen residieren sie seit Jahren im Königin-Olga-Bau am Ende des 

Parks beim Eckensee – inklusive einer beneidenswerten Dachter-

rasse mit tollem Blick auf den Innenhof des Neuen Schlosses und 

den Veranstaltungsort der Jazzopen.

Auf dem Rooftop treffen sich Vertreterinnen und Vertreter aus Po-

litik, Medien und den verschiedensten gesellschaftlichen Gruppen 

zum zwanglosen Austausch. In diesem Jahr drehte sich vieles um 

den anstehenden Untersuchungsausschuss und die Gedächtnis-

lücken des Innenministers, aber 

auch andere sicherheitspoliti-

sche Themen waren gefragt.

Gerade hier unterscheidet sich 

die Teilnahme der DPolG von an-

deren Organisationen: Wenn 

eine Landesredakteurin einer 

großen Tageszeitung den Lan-

desvorsitzenden auf der einen 

Seite der Dachterrasse abholt, 

damit auf der anderen Seite ein Interview mit dem „Spiegel“ statt-

finden kann, zeigt sich, wie gefragt die DPolG-Meinung und der 

Austausch von Hintergrundinformationen ist.

Wichtig war zudem der Kontakt mit dem Fraktions- und Landes-

vorsitzenden Andreas Stoch, der am darauffolgenden Wochen ende 

zum Spitzenkandidaten der SPD gekürt wurde.
 _
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Polizeilicher Mehraufwand  
bei Hochrisikospielen
Rechnungshof und DPolG fordern Gebührenerhebung 
bei der Deutschen Fußball Liga (DFL)

Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden: Gebühren für den 

polizeilichen Mehraufwand bei kommerziellen Großveranstaltun-

gen sind zulässig. Ziel sei es, die wirtschaftlichen Nutznießer der 

Einsätze an den Kosten zu beteiligen. Einsätze bei solchen Veran-

staltungen sind besonders ressourcenintensiv – beim Profifußball 

entstehen die mit Abstand höchsten Kosten, die bisher allein die 

Steuerzahler tragen.

Der DPolG-Landesvorsitzende Ralf Kusterer, der als sachverständi-

ger Zeuge im Gerichtsverfahren geladen war, und der Landesrech-

nungshof sind sich einig: „Das Land sollte die Vorlage aus Karls ruhe 

nutzen und eine gebührenrechtliche Regelung schaffen, um auch 

die Veranstalter an den Mehrkosten zu beteiligen.“

Die DPolG fordert, die DFL (mit einer Bilanzsumme von über 4,6 Mil-

liarden Euro und enormen Gewinnen) zu beteiligen. Kusterer be-

tont: „Das Bundesverfassungsgericht hat nicht entschieden, dass 

Vereine wie der KSC, VfB Stuttgart oder SC Freiburg Gebühren zah-

len sollen. Auch Werder Bremen hat noch nie eine Rechnung erhal-

ten. Es geht um diejenigen, die die Spiele festlegen und große Ge-

winne einstreichen  – und das ist die DFL.“ Aus einer aktuellen 

Landtagsdrucksache geht hervor, dass der Landesrechnungshof er-

neut eine gebührenrechtliche Grundlage für die Kostenerstattung 

polizeilicher Maßnahmen bei kommerziellen Großveranstaltungen 

fordert. Bereits in einer Denkschrift von 2015 hatte der Rechnungs-

hof eine entsprechende Regelung vorgeschlagen.

Die Polizeikosten für Einsätze bei Spielen der ersten fünf Fußball-

ligen in Baden-Württemberg beliefen sich in der Saison 2023/2024 

laut Innenministerium auf rund 13,9 Millionen Euro. Ersatzpflichtig 

sollte der Mehraufwand sein, der durch zusätzliche Bereitstellung 

von Polizeikräften über die üblichen Sicherheitsmaßnahmen ent-

steht. DPolG und Rechnungshof widersprechen der Einschätzung 

des Innenministeriums, dass Stadionallianzen zu einer „nachhalti-

gen“ Reduzierung von Einsatzkräften und -stunden geführt hätten. 

Unabhängig davon sei es möglich, die Allianzen fortzuführen und 

parallel eine Gebührenregelung zu schaffen. Der Rechnungshof hält 

es – in Anknüpfung an das Urteil des Bundesverfassungsgerichts – 

für legitim, die Kosten solcher Einsätze nicht allein der Allgemein-

heit aufzubürden.

Kusterer ergänzt: „Für die Arbeit der Polizei fehlt an allen Ecken und 

Enden Geld. Die Bezahlung der Tarifbeschäftigten muss verbessert 

werden, und die Per spektiven im gehobenen Dienst – nicht nur 

beim ‚POK-Bauch‘ – sind schlecht. Gebühren für den Mehraufwand 

sind dort gut angelegt.“
 _

 
©

D
P

o
lG

Andreas Stoch und  
Ralf Kusterer (von links)
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Jahreshauptversammlung 
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Esslingen

Wenn man an die vergangenen Jahre und Jahrzehnte denkt, fand 

die Mitgliederversammlung des Kreisverbandes Esslingen stets in 

der Agnespromenade statt. In diesem Jahr wählte der Vorstand das 

Siedlerheim Sirnau als Veranstaltungsort. Natürlich glauben wir 

nicht, dass der sehr große Zuspruch am 26. Mai 2025 allein an den 

kroatischen Spezialitäten lag, die es an diesem Abend gab. Aber 

man darf durchaus feststellen, dass auch das Essen sehr empfeh-

lenswert war. Auf der Tagesordnung stand jedenfalls neben den 

normalen Formalien auch Pola Pola.

Stark vertreten war der Landesverband: Der stellvertretende Landes-

vorsitzende Oliver Auras und Bernd Menzel (Landes- und Bundeskas-

senprüfer) sind „Esslinger Gewächse“. Das gilt auch für Josef-Werner 

Krejci, der den Landesverband auch im Ruhestand als Kassenprüfer 

unterstützt. Neben dem Landesvorsitzenden Ralf Kusterer und der 

Landesgeschäftsführerin sowie Justiziarin Sarah Leinert war auch Dirk 

Preis anwesend, der die Gelegenheit nutzte, sich als HPR-Spitzenkan-

didat denjenigen vorzustellen, die ihn bisher noch nicht kannten.

Nach dem umfangreichen Geschäftsbericht des Vorsitzenden Jo-

hannes Pethke und der Bestätigung einer korrekten Kassenführung 

erfolgte die Entlastung. Kusterer dankte allen Mandatsträgerinnen 

und Mandatsträgern – wie bei allen Veranstaltungen – für ihr eh-

renamtliches Engagement in der DPolG, durch das alle gemeinsam 

zum Erfolg beitragen. Mit Blick auf die Wahlen mussten lediglich 

Nachwahlen durchgeführt werden.
 _

Ulm

Am 2. Juni 2025 fand in der Ulmer Gaststätte Herrenkeller die dies-

jährige Jahreshauptversammlung statt. In einem voll belegten Ta-

gungsraum konnte Kreis- und Bezirksvorsitzender Peter Vietz mit 

seinem Team die Weichen für die Zukunft stellen. Besonders er-

freut waren die Teilnehmenden über die Bereitschaft der Mandats-

träger, wodurch der Vorstand nicht nur verjüngt, sondern auch um 

mehr Frauen erweitert wurde, die nun Verantwortung überneh-

men. Die Geschäftsberichte wurden mit Beifall aufgenommen, die 

Entlastung erfolgte einstimmig, ebenso die Wahlen.

Vom Geschäftsführenden Landesvorstand waren der Landesvor-

sitzende Ralf Kusterer, sein 

Stellvertreter Oliver Auras 

und der DPolG-Spitzenkan-

didat für die HPR-Wahl, Dirk 

Preis, angereist. Sie berei-

cherten die Veranstaltung 

mit verschiedenen Beiträ-

gen zu berufspolitischen 

Entwicklungen. Ralf Kuste-

rer legte dabei wie gewohnt 

den Finger in die Wunde und 

machte deutlich, dass die 

DPolG-Führung die Pro-

bleme und Herausforderun-

gen der Basis kennt.
 _

Kreisvorsitzender Peter Vietz

Stellvertretender KV-Vorsitzender Edmund Schuler

Kreisgeschäftsführer Matthias Ziegele

Kreisschatzmeister Matthias Ziegele

Kassenprüferin Michaela Burkhart

Kassenprüfer Mike Küter

Vertreterin JUNGE POLIZEI Imerj Marygoni

Kreisfrauenbeauftragte Leonie Norherr

Kreistarifbeauftragte Michaela Burkhart
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DPolG und BBBank unterstützen 
„Region der Lebensretter“

In Notfällen zählt jede Sekunde – besonders bei einem plötzlichen 

Herz-Kreislauf-Stillstand. Mit dem Projekt „Region der Lebensret-

ter“ sollen qualifizierte Ersthelfende, die sich freiwillig registriert 

haben, per Smartphone-App alarmiert und schnellstmöglich zum 

Einsatzort gelotst werden, noch bevor der reguläre Rettungsdienst 

eintrifft. Dieses System rettet Leben. Im Polizeipräsidium Freiburg 

können sich Polizeibeamtinnen und -beamte als solche registrieren 

lassen.

Um die Einsatzfähigkeit dieser Helfer/innen zu stärken, haben der 

Kreisverband Lörrach und die BBBank Lörrach gemeinsam eine be-

sondere Initiative gestartet: Sie finanzieren Einsatztaschen, die 

speziell für registrierte Einsatzkräfte innerhalb der Region der 

 Lebensretter vorgesehen sind. Die Taschen enthalten wichtige 

 Materialien für eine qualifizierte Erstversorgung, darunter Beat-

mungshilfen, Handschuhe und weiteres Basis-Equipment.

„Die Kolleginnen und Kollegen sind durch ihre Ausbildung ohnehin 

bereits geschult, in medizinischen Notfällen professionell zu han-

deln“, erklärt der Vorsitzende des 

DPolG-Kreisverbands Lörrach, Se-

bastian Feucht. „Mit dem Projekt 

‚Region der Lebensretter̒  können 

sie dieses Wissen jetzt auch au-

ßerhalb des dienstlichen Rah-

mens zum Wohl der Bevölkerung 

einsetzen.“

Dank einer großzügigen Spende 

der BBBank konnten insgesamt 

20 Einsatztaschen beschafft 

werden. Christian Seidel (BBBank Lörrach) überreichte symbolisch 

zwei Taschen an Sebastian Feucht und seinen Stellvertreter Julian 

Pels, welcher die Beschaffung organisierte.
 _

Julian Pels, Christian Seidel und 
Sebastian Feucht (von links)
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